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AZ Be

Tochter in der SP,
Mutter in der FDP
Vanessa Legler und ihre
Mutter Bettina politisie-
ren inMuris Parlament
–mit unterschiedlichen
Ansichten. 2

Ungewöhnlicher
YB-Goalie
DarioMarzino
ist seit Jahren im
Kader, absol-
viert hat er erst
eine Partie. 17

ANZEIGE

Die Vereinigten
Staaten von
Amerika haben
gewählt

USA Nacheinemgehässi-
genWahlkampfhaben
dieUS-Bürgerinnenund
-Bürger inderNacht auf
heute ihreWahlzettel
abgegeben.Aufunserer
Website findenSie
laufenddieneusten
Entwicklungenund
Resultate. (red)
Seite 15 Foto: SarahYenesel (EPA)

Julian Witschi / sny

Bürokratie vor Fachkräfteman-
gel. So lautet die neueHierarchie
der Hauptsorgen der Berner
Unternehmen. Das zeigt eine
Umfrage der kantonalen Wirt-
schaftsverbände. Befragtwurden
734 kleinere undmittlere Unter-

nehmen (KMU). 66 Prozent von
ihnen gaben an, dass sie mit der
Bürokratie zu kämpfen haben.
Der Fachkräftemangel liegt mit
einerHäufigkeit derNennungen
von 61 Prozent neu auf Platz zwei
der Sorgen. An Bedeutung ge-
wann auch der Umgang mit der
künstlichen Intelligenz. Dieses

Thema liegt auf dem dritten
Platz der Sorgenrangliste.

Auch die Entwicklung läuft in
denAugen derBernerKMU in die
falsche Richtung: Die von den
Behörden verursachte Bürokra-
tie hat aus Sicht der befragten
Firmen im Kanton Bern in den
letzten Jahren klar zugenommen.

Ein Teil der Befragten wünscht
einfach funktionierende Online-
lösungen, wie es diese zum Bei-
spiel mit Taxme für die Steuer-
erklärung gibt. Dies insbesonde-
re auch für öffentliche Aufträge.
In diesem Bereich bestehe das
Problem darin, dass die Unter-
nehmen bei derTeilnahme an ei-

ner öffentlichen Ausschreibung
immer mehr Nachweise erbrin-
gen müssten.

Immerhin: Trotz der imwich-
tigen Exportmarkt Deutschland
schwächelnden Konjunktur sind
diemeisten der befragten Unter-
nehmen mit der Geschäftsent-
wicklung zufrieden. Seite 3

Berner Gewerbe fordert mehr
Onlinelösungenwie Taxme
KMU-Umfrage Die kleinen undmittleren Unternehmen im Kanton Bern klagen über die zunehmende Bürokratie.
Sie wünschen sich mehr Lösungen wie die Software Taxme der Steuerverwaltung.

Kathrin Bertschy
verliert vor Gericht
Justiz Die Berner Nationalrätin
muss laut Bundesgericht einen
Teil derMutterschaftsentschädi-
gung zurückzahlen. Sie hatte vor
Ende ihresMutterschaftsurlaubs
wieder am Ratsbetrieb teilge-
nommen. Seite 8

Wer kannKruit
noch schlagen?
Stadt Bern Laut derUmfrage die-
ser Zeitung wollen 44 Prozent
der Befragten SP-Gemeinderätin
Marieke Kruit als Stadtpräsiden-
tinwählen.Da stellt sich die Fra-
ge, ob es zu einem zweitenWahl-
gang kommen wird. Seite 4

Treuhand Gerber
ist amEnde
Immobilienbranche Auf die Entlas-
sungen folgt die Pleite: Die Lie-
genschaftsverwalterinTreuhand
Gerber ausHerzogenbuchsee hat
ihre Tätigkeit abrupt eingestellt.
Unklar ist,wie gross der finanzi-
elle Scherbenhaufen ist. Seite 5

DieHintere
Schmiedenmatt geht zu
Oberaargauer Jura Die heutigen
Pächter derAlp Hintere Schmie-
denmatt wollen unter dem bis-
herigen Präsidenten nicht mehr
weitermachen. Deshalb geht die
Bergwirtschaftwohl schon Ende
November zu. Seite 6

Heute

Seite 30

/Morgen

/Heute

Es bleibt unten grau und
oben blau, die Grenze liegt
auf rund 1300 Metern.

Über dem Nebel gibt es
trotz Schleierwolken recht
viel Sonnenschein.

9°7°

11°7°

Abstimmung Am 24. November
stimmt die Schweiz über sechs
Autobahnausbauprojekte ab, die
4,9 Milliarden Franken kosten.
Wirwaren mit Bundesrat Albert
Rösti auf derA1 unterwegs. Rösti
setzte sich zum ersten Mal ans
Steuer «seiner» Bundesrats-
limousine. Und sagte: «Ich will
nicht das Gesicht der Schweiz
verändern.» (red) Seite 9

Mit Albert Rösti
auf der Autobahn

Spanien Die Unwetter forderten
über 200 Todesopfer, viele
Menschen gelten als vermisst,
die Aufräumarbeiten gehen nur
schleppend voran. Die Wut der
Spanier wächst. In den sozialen
Netzwerken äussern zahlreiche
Personen ihren Frust über das
Katastrophenmanagement der
Regierung. (red) Seite 14

DieWut nach
der Flut wächst
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Die ETH verschärft den Zugang
für ausländische Studierende.
Seit Ende Oktober führt die
Hochschule bei Studierenden
aus 23 Risikoländern eine Si-
cherheitsprüfung durch.Die Uni-
versitätsleitung möchte damit
verhindern, dass die Hochschule
zum Opfer ausländischer Spio-
nage wird.

Unter anderem Studentinnen
und Studenten aus China, Russ-
land, Pakistan und dem Iran un-
terliegen der Sicherheitsprüfung.
Die chinesische Botschaft zeigte
sich «schockiert und hofft, dass
die ETH Zürich die falschen
Praktiken so schnellwiemöglich
korrigiert».

Viele Fachgebiete, die an der
Technischen Hochschule unter-
richtet werden, betreffen soge-
nannte Dual-Use-Technologien.
Diese können sowohl zivil als
auchmilitärisch genutztwerden
– betroffen sind Gebiete wie der

Maschinenbau oder die Raum-
fahrt.

Keine Sicherheitsprüfung
an Uni und Fachhochschule
Bei derUniversität Bern verzich-
tetman auf derartige Kontrollen.
«Es werden keine generellen
Sicherheitsprüfungen durchge-
führt», sagt Mediensprecherin
Birgit Bucher. Die Abteilung Zu-
lassung, Immatrikulation und
Beratung prüfe nur allgemeine
Zulassungsbedingungenwie das
Sprachniveau und die Vorbil-
dung. Einschränkungen bezüg-
lichNationalität oderHerkunfts-
land der Bewerbenden gebe es
nicht.

Auch an der Uni Bern wird
teilweise an potenziell sicher-
heitsrelevanter Technologie ge-
forscht, beispielsweise im Phy-
sikalischen Institut oder in der
Weltraumforschung. Ob die
Hochschulleitung Handlungs-

bedarf sieht, denkbare Spionage-
ziele besser zu schützen, lässt sie
aufAnfrage offen. «Die Uni Bern
überprüft laufend,wie sie den si-
cherheitsmässigen Anforderun-
gen noch besser gerecht werden
kann», sagt Bucher.

Im Herbstsemester 2023 stu-
dierten insgesamt 187 chinesi-
sche Staatsbürgerinnen und
Staatsbürger an der Universität
Bern, zudem waren Ende 2023
zweiAssistenzprofessuren durch
Personen aus China besetzt.
Deutlichweniger als an der ETH,
wo letztes Jahr 1362 Chinesinnen
und Chinesen studierten und
doktorierten.

Auch die Berner Fachhoch-
schule (BFH) führt keine ver-
gleichbaren Sicherheitschecks
durch:Man sensibilisiere die Do-
zierenden, die im Rahmen von
Austauschprogrammen an aus-
ländischen Hochschulen tätig
seien, sagt Mediensprecher Ro-

bert Reineke. «Ihnen wird ein
verantwortungsvoller Umgang
mit Forschung und der Schutz
sensibler Informationen vermit-
telt», so Reineke. Der «zuneh-
menden Internationalisierung»
begegne die Hochschule mit
«Sensibilität und wachsamem
Blick».

Verschiedene Formen
von Spionage
DerNachrichtendienst des Bun-
des (NDB) schreibt auf Anfrage:
«Es ist Sache der Universitäten
und Hochschulen, ihre Zulas-
sungsbedingungen selbst zu re-
geln.» Er führt seit 2004 das Sen-
sibilisierungsprogramm «Pro-
phylax»beiBildungsinstitutionen
durch.

In einer Publikation im Rah-
men dieses Programms schil-
derte der NDB Fallbeispiele, wie
Spionage aussehen kann, oder
den Fall eines Physikprofessors.

2014 wurde ein ausländischer
Physiker verhaftet, der an einer
niederländischen Universität
forschte. Er wurde verdächtigt,
einem russischen Auslandge-
heimdienst bei monatlichen
Treffenvertrauliche Forschungs-
inhalte gegen Geld verraten zu
haben.

Ein anderer Physikprofessor,
der für die Europäische Welt-
raumorganisation arbeitet, stell-
te eine chinesische Forscherin
ein. Sie gab an, von der chinesi-
schen Akademie der Wissen-
schaften zu kommen. In einem
sozialenNetzwerk trat sie jedoch
imZusammenhangmit einermi-
litärischen Forschungseinrich-
tung und einemArtikel überAn-
tisatellitenwaffen auf. Der Pro-
fessor wurde misstrauisch und
löste die Zusammenarbeit mit
der chinesischen Forscherin auf.

Sarah Buser

Bern verzichtet auf Sicherheitschecks für chinesische Studierende
Spionage Die ETH schliesst Studierende bei Verdacht aus. Die Uni Bern sieht hingegen keinen Handlungsbedarf.

Julian Witschi

Die Behördenbürokratie hat aus
Sicht der kleinen und mittel-
grossen Unternehmen (KMU) im
Kanton Bern in den letzten Jah-
ren klar zugenommen. In einer
Umfrage des Gewerbeverbands
Berner KMU sagen 36 Prozent,
die Bürokratie sei stark gestie-
gen. Für weitere 40 Prozent hat
sie eher zugenommen. Befragt
wurden fürdas amMittwochver-
öffentlichte KMU-Barometer
734 Betriebe.

Bei den dominierenden The-
men liegt die Bürokratie neu an
erster Stelle. 66 Prozent gaben
an, sie hätten damit zu kämpfen.
Der administrativeAufwandver-
drängte dabei den Fachkräfte-
mangel (61 Prozent) von Platz 1.
An Bedeutung gewann auch
derUmgangmit der künstlichen
Intelligenz. Dieses Thema be-
schäftigt 57 Prozent der KMU
und liegt damit auf dem dritten
Platz.

Bringt Unternehmungen
keinenMehrwert
An der Bürokratie kritisieren
die KMU besonders die Zunah-
me bei den Bewilligungsverfah-
ren sowie beim Ausfüllen neu
geschaffener Formulare. Stell-
vertretend zitiert der Gewerbe-
verband im KMU-Barometer die
Aussage von Patrick Balmer, In-
haber und Geschäftsführer der
Carrosserie SpiezAG: «Wirmüs-
sen regelmässig Statistiken, Be-
lege oderAbrechnungen liefern.»
Trotz leistungsfähiger IT-Syste-
me koste dies viel Zeit. Zeit, die
demUnternehmen keinenMehr-
wert bringe, aber dann zumBei-
spiel in der Lehrlingsausbildung
fehle.

«Besonders bei Statistiken für
Daten über Ökologie, Lohn-
gleichheit oderArbeitssicherheit
müssen Lösungen gefunden
werden, umdie Unternehmen zu
entlasten», fordert Balmer.Auch
die neue Datenschutzverord-
nung und immer häufiger auch
statistische Erhebungen und
Umfragen nähmen bei einem
KMU viel Zeit in Anspruch, mo-

niert Hans Ruedi Mindervon Fi-
scher Electric in Biel.

Einfache Onlinelösungen
gefordert
Um dem steigenden Aufwand zu
begegnen,wünscht sichHolzbau-
unternehmerPeterHaudenschild
aus Niederbipp simplere Online-
lösungen – wie es sie zum Bei-
spiel mit Tax Me für die Steuer-
erklärung längst gibt.Dabei denkt
er insbesondere an öffentliche
Aufträge: «Gerade der Kanton
Bern neigt dazu, alles regulieren
zuwollen. ImmermehrVorschrif-
ten, insbesondere im Beschaf-
fungswesen, führen zu einer Flut
anNachweisen, diewir schon für
ein einfaches Angebot erbringen

müssen», kritisiert Haudenschild.
Es sei keine Überraschung, dass
deshalb oft nicht genügend An-
gebote eingereicht würden.

Baubewilligungsverfahren
würden zum Spiessrutenlauf,
auch beimBrandschutzwerde es
jedes Jahr schlimmer, niemand
könne abschätzen, wie lange es
dauere, bis eine gültige Bewilli-
gung vorliege. So lauten weitere
Aussagen.

Digitalisierte und zentralisier-
te Verwaltungsplattformen soll-
ten helfen, Abläufe zu beschleu-
nigen und den administrativen
Aufwand zu reduzieren. Bala
Trachsel, Chefin der BernerWer-
beagentur Republica, sagt, aktu-
ell sehe sie viele Entscheide, die

sich ums Verhindern drehen
würden. Dabei sei das Machen
viel notwendiger.

Geschäfte der Berner KMU
laufen bestens
Die Umfrage zeigt allerdings
auch, dass die Berner KMU trotz
Bürokratiefrust die Investitions-
lust nicht verloren haben, imGe-
genteil. DerAnteil derUnterneh-
men, die ihre Investitionen stark
gesteigert haben, ist von 31 Pro-
zent im letzten Jahr auf 36 Pro-
zent gestiegen. Investiert haben
die befragten Firmen demnach
vor allem in die hauseigene In-
formatik unddieMitarbeitenden.

Generell ist die Stimmung bei
den Berner KMU gut, die Gewin-

ne sprudeln. Drei von fünf KMU
(60%, unverändert zumVorjahr)
beurteilen ihre Stimmung aktu-
ell als gut oder gar sehr gut.
Nachdem 2023 fast alle Finanz-
kennzahlen rückläufig waren,
verzeichnen die KMU im Schnitt
wieder einen leichten Anstieg.
Gewinne und Umsätze haben
verbreitet zugenommen.Konkre-
te Zahlen sind der KMU-Umfra-
ge indes nicht zu entnehmen.

Für die Umfrage wurden die
Mitglieder des Gewerbeverbands
Berner KMU, des Berner Arbeit-
geberverbands und desHandels-
und Industrievereins des Kan-
tons Bern online befragt. Das
BernerKMU-Barometerwird seit
2020 jährlich erhoben.

Formularflut treibt das Gewerbe um
Berner KMU-Barometer Umweltschutzauflagen erfüllen, Lohnstrukturerhebungenmachen oder
Datenschutznachweise erbringen: Bei den bernischen Unternehmen steigt der Bürokratiefrust.

Patrick Balmer hat immer mehr Aufwand für das Ausfüllen von Formularen zu Ökologie, Lohngleichheit oder Arbeitssicherheit. Diese Zeit könnte
der Unternehmer in seiner Carrosserie in Spiez besser nutzen. Foto: Patric Spahni

Nach Gewaltdelikt in Bern Am
12. April war es im Milchgässli
beimBahnhof Bern zu einerAus-
einandersetzung gekommen, bei
der einMannverletztwurde. Die
Kantonspolizei Bern leitete Er-
mittlungen ein, in deren Rahmen
auch ein Zeugenaufruf publiziert
und Videomaterial ausgewertet
wurde. Aufgrund des Videoma-
terials konnten zweimutmassli-
cheTäter bezeichnet, jedoch vor-
erst nicht identifiziert werden.

Nun haben die Behörden eine
dreistufige Öffentlichkeitsfahn-
dung verfügt. Sollten innertWo-
chenfrist keine Hinweise zur
Identität der zwei an der Körper-
verletzung beteiligtenTäter ein-
gehen,werden am 12.November
in einem ersten Schritt deren
verdeckte Fotos publiziert. Falls
dies nicht zur Identifikation der
mutmasslichenTäter führt,wer-
den eine Woche später die un-
verpixelten Bilderveröffentlicht.

DieTatverdächtigen oder Per-
sonen, die Hinweise zur Identi-
tät dermutmasslichen Täter ge-
ben können, ruft die Polizei auf,
sich zumelden: 031 638 81 11. (PD)

Polizei droht mit
Internetfahndung

BFF Bern Wegen einer Drohung
blieben alle Standorte der Be-
rufsfachschule (BFF) in Bern ges-
tern geschlossen, die rund 3000
Schülerinnen und Schüler erhiel-
tenDistanzunterricht. Grundwar
eine Drohung,wie eine Spreche-
rin der Kantonspolizei Bern auf
Anfrage einen Bericht von «20
Minuten» bestätigte. Demnach
hatte die Schule aufgrund der
Drohung eine Mail an die Ler-
nenden, die Lehrkräfte und die
weiteren Mitarbeiter der Schule
verschickt und die temporäre
Schliessung aller 20 Standorte
angekündigt.

ZurArt und zurUrheberschaft
der Drohung und zu polizei-
lichen Massnahmen machte die
Polizei aus ermittlungstakti-
schen Gründen keine Angaben.
Anhand der aktuellen Lage-
beurteilung besteht nach Anga-
ben der Polizei keine Gefahr für
den weiteren Schulbetrieb. Der
Präsenzunterricht wird heute
wieder aufgenommen, wie ein
Sprecher der kantonalen Bil-
dungsdirektion sagte. (awb)

Fernunterricht
wegen Drohung

Urteil Bundesverwaltungsgericht In
einem seit Jahren dauernden
Rechtsstreit hat das Bundesver-
waltungsgericht einen Entscheid
gefällt: Der Energieversorger
EnergieWasserBern (EWB) durf-
te in den Jahren 2009 und 2010
die abgelieferten Gewinne an die
Stadt Bern dem Energietarif zu-
schlagen, wie aus einem Urteil
hervorgeht.

Das Bundesverwaltungs-
gericht ist zum Schluss gelangt,
dass das EWB-Reglement die
Grundlage für die Gewinnerzie-
lung sei und eine Abgabe spezi-
fisch auf dem Tarifbestandteil
der Energie vorsehe.

Die Elcom vertrat den Stand-
punkt, dass die Gewinnabliefe-
rung an die Stadt nicht als Abga-
be auf demEnergietarif von 2009
und 2010 erhobenwerden dürfe
und die daraus entstehende
Überdeckung den Endverbrau-
chern in der Grundversorgung
über die künftigen Energietarife
zurückzuerstatten sei. (SDA)

Erfolg in Tarifstreit
mit der Elcom
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